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Dazu musste sie, wie ihre Tochter, Gudrun Crone 

-Joanasson berichtete, jeden Tag in die ca. 5 km entfernte  
Schule in den ersten Jahren mit dem Fahrrad,  

danach mit einem Moped und schließlich mit einem Lloyd-Pkw 
(im Volksmund als „Leukoplast-Bomber“ bezeichnet) fahren. – 
Frau Förster war bei den Feiern der Seppenser Schule stets ak-

tiv dabei. So studierte sie mit den Schülern Theaterstücke und 
Tänze ein und sorgte für musikalische Unterhaltung mit ihrem 
Akkordeon. Gefeiert wurde in der Seppenser Gaststätte Arnold 
Meyer (heute befindet sich dort ein griechisches Restaurant).  

Wegen der mangelhaften Ernährungssituation wurde Anfang 

des Jahres 1946 in der britischen Besatzungszone die „Schul-

speisung“ eingeführt. Die Lebensmittel hierfür wurden von 

„Selbstversorgern“ (Bauern), aus den Beständen der Britischen 
Truppen und zum Teil durch ausländische Sammlungen (Hoo-

ver-Speisung, Schwedenspeisung) geliefert. 

Im März 1946 muss die Situation sehr dramatisch gewesen 

sein. Es gab einen zusätzlichen Aufruf, unterschrieben von ei-

nem Major der Besatzungstruppen, dem Landrat des Landkrei-
ses Harburg und weiteren Persönlichkeiten des Kreises. Hierin 
werden die Selbstversorger zu weiteren Abgaben aufgerufen 

(Seite 110). 

Lehrer Hugo Jacobi aus Holm berichtete hierzu 9):

„Vom 1.4.1946 wurde zur Linderung der schlechten Er-

nährungslage für die Kinder der Normalverbraucher eine 

Schulspeisung durchgeführt. Die Kinder erhielten täglich 

ein belegtes Butterbrot und ¼ l Milch. … 

Anfang Dezember musste die Speisung eingestellt werden,  

da sämtliche Vorräte aufgebraucht waren.“

im Gemeinderat Seppensen. Er war bei allen Vorgängen und 

Ereignissen in der Gemeinde präsent. In der Presse jener Jahre 

wurde sehr häufig über ihn und seine Aktivitäten berichtet 15). 

Total aus dem Rahmen fällt ein Artikel von 1952 im Magazin 
DER SPIEGEL. Es wird über eine Begebenheit in der Seppenser 

Gastwirtschaft Arnold Meyer („Kass-Bur“) berichtet, in der es zu 
Handgreiflichkeiten nach einer Wahlversammlung kam. Lehrer 
Förster wurde Opfer einer eigentlich nicht gegen ihn gerichte-

ten Attacke, hierbei wurde er von dem Inhalt eines Bierglases 
getroffen.

  

Die Ehefrau von Willi Förster, Ruth Förster (1911 - 2008), war 

ebenfalls Lehrerin. Sie durfte nach den damals üblichen Regeln 

nicht in der gleichen Schule wie ihr Ehemann tätig sein. So un-

terrichtete sie ab 1951 in der Volksschule von Steinbeck. 

Lehrer Willi Förster mit den Anfängern bei der Einschulung 1947 

vlnr.: ??, Horst Griese, Hans Förster, Wolfgang Laser, Wilfried Förster,  
Uwe Kulow, ??, Ursula Heinz, Marlies Kröger, Helga Schenkel, Christa Viahn,  
Hildegard Lietz,??, Gerlinde Meyer-Thoms, Karin Lutze, Lydia Schacht, Ingeborg ? 
Quelle: Hans-Jürgen Förster



62 63

AB 1980 - DIE DORFSCHULE ALS MUSEUM

Im Mai 1980 eröffnete der Geschichts- und Museumsverein 
Buchholz und Umgebung e.V. das Heimatmuseum in der jetzt 
ehemaligen Dorfschule. Der Verein war 1974 gegründet worden 
und  hatte ab 1977 von der Familie Kohrs die Holmer Mühle 
zur Nutzung übernommen. Die Mühle war zunächst mehr eine 
Ruine als ein Gebäude und somit ein riesiges Aufgabenfeld für 
die Vereinsmitglieder. Die zusätzliche Übernahme der Dorfschu-
le zu dem Zeitpunkt war ein enormer Kraftakt für den Verein. 

Dem Gebäude ist somit der Verkauf zur privaten Nutzung er-
spart worden. Es ist weiterhin für die Öffentlichkeit zugänglich. 
 
Dieses Museum war dann die „Urzelle“ für das heutige Muse-

umsdorf Seppensen, wie es seit 2012 genannt wird. In der 

Somit gab es nur noch eine  „Grundschule Holm-Seppensen“. 
Diese besteht auch heute noch, sie führt seit  November 1993 
den Namen „Mühlenschule“.

Sie  wurde im Laufe der Jahre noch mehrmals erweitert. Der-
zeit hat sie 13 Schulklassen mit annähernd 270 Schülern 34). 
Sämtliche Lehrer und sonstige Mitarbeiter, ausgenommen der 
Hausmeister, sind heute weiblichen Geschlechts. Dies wäre si-
cher dem Schulrat der 1950er Jahre, Herbert Kluge, ein Gräuel. 
Er fürchtete sich damals vor der „Verweiblichung des Lehrerbe-
rufs“ 7).

Sofort nach Schließung der Schule in Seppensen quartierte die 
Stadt Buchholz eine sozial schwache Familie als Bewohner direkt  
in den Klassenraum für etliche Monate ein. Eigene Sanitärräume  
standen der mehrköpfigen Familie nicht zur Verfügung.

Ende des Jahres 1974 zog dann die Familie Skorka aus der 
Lehrerwohnung aus und bezog ihr neugebautes Haus in Sep-
pensen. Danach wurde die Lehrerwohnung jeweils kurzfristig 
von Künstlern und anderen Personen genutzt, die Wohnraum 
benötigten. Im Klassenraum stand für einige Zeit ein Webstuhl 
einer gewerblich arbeitenden Weberin.  

In den meisten Fällen wurden in der näheren Umgebung ehema-
lige Dorfschulen an Privatpersonen zur Wohnnutzung verkauft.  
In Seppensen kam es glücklicherweise anders.

Im Februar 1978 stellte Gerhard Kegel, der Vorsitzende des Ge-

schichts- und Museumsvereins Buchholz und Umgebung 

e.V. und Mitglied der SPD-Fraktion im Stadtrat, bei der Stadt 
Buchholz den  Antrag auf  kostenlose Nutzung des Schulge-
bäudes als heimatkundliches Museum durch den Verein. Der 
Vertrag zwischen dem Verein und der Stadt Buchholz wurde 
1979 abgeschlossen. Somit sollte das Gebäude weiterhin für 
die Öffentlichkeit zugänglich sein.

HAN 03.05.1980
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Hausbesitzer,…, die im Gemeinderat vertreten sein sollten, war 

vorgegeben. Die gewählten Personen mussten von der Besat-

zungsmacht bestätigt werden. Die Wahlen der folgenden Jahre 

waren dann doch mehr oder weniger frei. So die Landtagswahl 

1947, die Kommunalwahl 1948 und die Wahl zum Bundestag 

1949. 

Für die frei gewählten Politiker war die Sicherstellung der Er-
nährung für die Bevölkerung in  Zusammenarbeit mit der briti-
schen Besatzungsmacht zunächst die allerwichtigste Aufgabe. 

Danach galt es für ausreichend Schulgebäude und ausgebildete 

Lehrer zu sorgen. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammen-

hang, dass sich die Bevölkerungszahl im Landkreis durch die 
Flüchtlinge aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten gegen-

über dem Vorkriegsjahr 1938 nahezu verdoppelt hatte.    

Nachdem die Entnazifizierung der Lehrer abgeschlossen war, 
lag der Schwerpunkt der Schulpolitik in den ersten Nachkriegs-
jahren im Ausbau der Kapazitäten für die Lehrerausbildung und 

in der Schaffung  von ausreichendem Schulraum und den damit 

verbundenen Einrichtungen. 

Nach einem ersten Zwischenbericht über die ersten Aktivi-
täten 46) berichtet Herbert Kluge, der vormalige Schulrat des 

Landkreises Harburg, im Jahr 1963 rückblickend über die Leis-
tungen im Landkreise auf dem Gebiet des Schulwesens 7):

 

„Als F. W. Gericke im Juni 1945 das Schulratsamt über-

nahm, standen ihm für den Unterricht von 16 000 Schul-

kindern in 115 Volksschulen,… nur zwei von der Mili-

tärregierung zugelassene Lehrer zur Verfügung.… Von 

den 168 Volksschulklassen waren nur wenige durch 

Kriegseinwirkungen zerstört worden,…  Aber nicht we-

niger als 50 Räume genügten den Anforderungen nicht 

mehr und waren als abgängig anzusehen….

einer kleinen Aufwandsentschädigung versehene Amt behielt er 
bis zum Ende des Bestehens der Gemeinde Seppensen im Jahr 

1972. Während dieser Zeit war er auch Vorsitzender des Ge-

meindetages der Gemeinden des Landkreises Harburg. 

Wie aus vielen Berichten hervorgeht, war er ein erfolgreicher 

Vertreter der Interessen seiner Gemeinde 42,43). Hierbei war er 

sehr umtriebig und  hat teilweise  Entscheidungen getroffen, die 

über seinen Kompetenzbereich hinausgingen, wie er im Nach-

hinein selbst zugab 24). So ist es auch nicht verwunderlich, dass 

es etliche Kritiker gab, denen „König Richard“ zu selbstherr-
lich und autoritär war. Nach der Gebietsreform 1972 war Heuer 

dann bis 1986 Ortsbürgermeister von Holm-Seppensen, einer 

Ortschaft der Stadt Buchholz.

Bürgermeister der Gemeinde Lüllau und somit Mitverantwort-

liche für die Schule(n) waren zu jener Zeit Gustav Tödter von 
1946 bis 1952, Rudolf Rademacher von 1952 bis 1964 und Wal-

ter Kröger ab 1964 11b).

DIE SCHULPOLITIK

Die Politik der ersten Nachkriegsjahre wurde bis 1946 direkt von 
der britischen Besatzungsmacht bestimmt, wie aus der persön-

lichen Botschaft des Oberbefehlshabers Montgomery hervor-

geht (siehe Seite 19). Ziel war die Erziehung der Bevölkerung 
zu einer demokratischen Gesellschaft durch „Reeducation“ 45). 

Voraussetzung hierfür war zunächst die „Entnazifizierung der 
Gesellschaft“ und insbesondere auch der Lehrerschaft. Die 

britischen Besatzer setzten Personen als Bürgermeister und 

sonstige Funktionsträger ein, die ihnen vertrauenswürdig er-
schienen und die möglichst nicht durch Mitgliedschaft in der 
NSDAP belastet waren. 

Die Kommunalwahl im Jahr 1946 war der erste Schritt  

zu mehr Selbstbestimmung. Sie war nach ständischen  

Gesichtspunkten ausgerichtet, d.h. die Anzahl der Bauern, 
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Im §4 des Hamburger Abkommens wurde für die Klassen eins 
bis vier der Begriff „Grundschule“ eingeführt. Für die späte-
ren Klassen gab es dann die Bezeichnungen „Hauptschule“, 
„Realschule“ oder „Gymnasium“. Hierdurch wurde der Begriff 
„Volksschule“ abgeschafft. - In der Praxis hat sich die Bezeich-
nung „Volksschule“ aber noch sehr lange gehalten.

Im Jahr 1967 wurde mit der Umstellung auf einen einheitlichen  

Schuljahresbeginn am 1. August begonnen, wie in  §1 des 
o.a. Hamburger Abkommens vereinbart worden war. Dieser 
Wechsel ist den Betroffenen noch unter dem Stichwort „Kurz-

schuljahre“ in zumeist unangenehmer Erinnerung. Durch die-
se Kurzschuljahre (teilweise auch Langschuljahre) verschob 
man den Beginn der Schuljahre auf den 1. August.

Änderungen des Schuljahresbeginns hatte es  in Deutschland 
bereits 1941 gegeben. Das Schuljahr begann dann jeweils im 
August anstatt nach den Osterferien. Danach im Jahr 1946 
wurde „das Rad wieder zurückgedreht“, das Schuljahr begann 
wieder nach den Osterferien. Der Holmer Lehrer Hugo Jacoby 
berichtete hierüber 9):

„Die Verteilung der Kinder auf die einzelnen Jahrgänge 

erfolgte in der Weise, als wenn sie ½ Jahr später einge-

schult worden wären. Das bedeutet eine Erhöhung der 

Schulzeit um ½ Jahr.“

Der Sinn dieser neuerlichen Veränderung ist schwer nachzu-
vollziehen. Insbesondere wegen des enormen Aufwandes, der 
zumindest bei der Aktion ab dem Jahr 1967 betrieben wurde. 
Die Zeitschrift DER SPIEGEL war bei der Suche nach einer Be-
gründung für diesen Wechsel auf Folgendes gestoßen:

„Einig waren sich die Fachleute darüber, daß die beste 

Arbeitszeit für Schulkinder in den Monaten September 

bis Dezember liegt. > Die Jahreskurve der jugendlichen 

Im Jahr 1964 löste Georg Picht, ein Professor für  
evangelische Religionsphilosophie, durch sein Buch  
„Die deutsche Bildungskatastrophe eine grund- 
sätzliche Debatte über das deutsche Bildungssystem aus. Er 
stellte zunächst fest, dass die Bundesrepublik für Bildung we-
sentlich weniger ausgab als nahezu alle vergleichbaren Länder 
der westlichen Welt. In den letzten drei Jahren war der Anteil 
am Bruttosozialprodukt sogar noch reduziert worden. Zur Si-
tuation im Bereich der Schulen im ländlichen Bereich stellte er 
fest, dass die Zahl der einklassigen Volksschulen in den letzten 
Jahren stark gestiegen war. Es kann „auch der beste Lehrer 

nicht mehr das Minimum dessen erreichen, was heute jeder 

Bauer, Arbeiter und Handwerker an Bildung braucht“. Auch er 
forderte daher die Vereinigung dieser „Zwergschulen“ zu Mit-
telpunktschulen. Weiterhin sollte u.a. die umgehende Einfüh-
rung des 9. Schuljahres in der ganzen Bundesrepublik erfolgen 

„Der durchschnittliche Bildungsstand liegt mithin unter dem 

Durchschnitt jener Länder..., mit denen wir wirtschaftlich und 

politisch konkurrieren müssen“.51)

Für die Regelungen im Schulbereich (Gesetze, Verordnun-
gen,…) sind nach dem Grundgesetz der Bunderepublik die 
Bundesländer zuständig. Es gab (und gibt) eine Unzahl von 
zwischen den einzelnen Ländern nicht abgestimmten und sich 
widersprechenden Gesetzen und Verordnungen. Nach langen 
Verhandlungen einigte sich die Kultusministerkonferenz 1964 
auf einen mehr oder weniger verbindlichen Kompromiss, das 
sogenannte „Hamburger Abkommen“, um die damaligen Re-
gelungen anzugleichen. Wesentliche Punkte dieses Abkommens 
waren: die Festlegungen auf einen einheitlichen Schuljahresbe-
ginn im August (§ 1), die Vollzeitschulpflicht auf  neun Jahre (§ 
2 Abs. 2), die Gesamtdauer der Schulferien auf 75 Werktage 
(§ 3), die einheitliche Bezeichnung der Schularten (§ 4 - §7), 
die  Einführung einer Fremdsprache für Hauptschulen (§ 9), die 
gegenseitige Anerkennung von Prüfungen (§§ 17 ff.) und die 
Bezeichnung der Notenstufen (§ 19) 

52)
. 
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HAN 25.06.1968 Die 136 Gemeinden des Landkreises Harburg vor 1972


